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- Beschlusskammer 7 - 

Beschluss 

Az.: BK7-18-037 

In dem Verwaltungsverfahren 

wegen: Zustimmung zur Ernennung einer Gleichbehandlungsbeauftragten  

der GASCADE Gastransport GmbH, Kölnische Straße 108-112, 34119 Kassel gesetzlich 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

Betroffene 

hat die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten 
Jochen Homann, 

durch ihre Vorsitzende Barbie Kornelia Haller,
ihre Beisitzerin  Diana Harlinghausen 
und ihre Beisitzerin  Dr. Antje Peters 

am 14.06.2018 beschlossen: 

1. Die Zustimmung zur Ernennung der Frau Carina Gewehr als Gleichbehandlungs-
beauftragte der Betroffenen wird erteilt.  

2. Die Auftragsbedingungen der Gleichbehandlungsbeauftragten, einschließlich der 
Dauer ihrer Bestellung, werden genehmigt.  

Gründe 

I. 

Das vorliegende Verwaltungsverfahren betrifft die Zustimmung zur Ernennung einer Gleichbe-

handlungsbeauftragten nach § 10e Abs. 3 S. 2 EnWG. 

Die Antragstellerin ist Betreiberin und Eigentümerin eines Gasfernleitungsnetzes, das sich über 

ganz Deutschland erstreckt und in das Marktgebiet GASPOOL integriert ist. Dieses Fernlei-
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tungsnetz umfasst u.a. die großen Fernleitungen JAGAL, STEGAL, MIDAL und WEDAL und hat 

eine Leitungslänge von insgesamt ca. 2.400 km. 

Die Betroffene wurde mit Beschluss vom 05.02.2013 als Unabhängiger Transportnetzbetreiber 

zertifiziert (Az.: BK7-12-031). Mit diesem Beschluss wurde die Zustimmung zur Tätigkeit von 

Frau Bianca Dittmann als Gleichbehandlungsbeauftragte erteilt. Die Auftragsbedingungen 

wurden genehmigt.  

Mit Schreiben vom 23.05.2018, eingegangen am 25.05.2018, hat Herr Wieland als Aufsichts-

ratsvorsitzender mitgeteilt, dass die bisherige Gleichbehandlungsbeauftragte der Betroffenen ihr 

Amt aus persönlichen Gründen zum Ablauf des 30.06.2018 niedergelegt hat. Der Aufsichtsrat 

hat Frau  Carina Gewehr in ihrer Funktion als Gleichbehandlungsbeauftragte mit Wirkung zum 

01.07.2018 bis auf Weiteres zur Gleichbehandlungsbeauftragten bestellt und um Zustimmung 

zur Ernennung gebeten.  

Als Nachweis der Einhaltung der Anforderungen an den Gleichbehandlungsbeauftragten gemäß 

§ 10e Abs. 2 S. 3 EnWG i.V.m. § 10c Abs. 1 bis 5 EnWG hat die Betroffene eine Schilderung 

des beruflichen Werdegangs von Frau Gewehr übersandt. Am 06.06.2018 wurden durch die 

Betroffene auf Nachfrage vom 30.05.2018 weitere Unterlagen eingereicht. Hierbei handelt es 

sich um einen Auszug aus der Niederschrift der Aufsichtsratssitzung vom 16.05.2018 in der Frau 

Gewehr mit Wirkung zum 01.07.2018 als Gleichbehandlungsbeauftragte bestellt wurde. Als 

Nachweis der Einhaltung der Voraussetzungen an die Gleichbehandlungsbeauftragte gemäß 

§ 10e Abs. 2 S. 3 EnWG i.V.m. § 10c Abs. 1, 3 bis 5 EnWG hat die Betroffene eine persönliche 

Erklärung von Frau Gewehr eingereicht, in der diese die Einhaltung der Voraussetzungen 

bestätigt. Sie hat zudem eine Zusatzvereinbarung zum bisherigen Arbeitsvertrag zwischen der 

Betroffenen und Frau Gewehr eingereicht.  

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.  

II. 

Die Zustimmung zur Genehmigung der Tätigkeit von Frau Carina Gewehr als Gleichbehand-

lungsbeauftragte war zu erteilen. Die Auftragsbedingungen der Gleichbehandlungsbeauftragten, 

einschließlich der Dauer ihrer Bestellung waren zu genehmigen. Die Betroffene hat nachgewie-

sen, dass die Voraussetzungen der § 10e Abs. 3 S. 3 und 4 EnWG sowie § 10e Abs. 2 S. 3 

i.V.m. § 10c Abs. 1 bis 5 EnWG vorliegen. 
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1. Formelle Rechtmäßigkeit der Entscheidung 

Die Entscheidung ist formell rechtmäßig. Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur für die 

Entscheidung nach § 10e Abs. 3 S. 2 EnWG ergibt sich aus § 54 Abs. 1 EnWG, die der Be-

schlusskammer zur Entscheidung folgt aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

2. Materielle Rechtmäßigkeit der Entscheidung 

Die Entscheidung ist auch materiell rechtmäßig. Die neue Gleichbehandlungsbeauftragte Frau 

Carina Gewehr erfüllt die Kriterien der § 10e Abs. 2 und 3 EnWG i.V.m. § 10c Abs. 1 bis 5 

EnWG.  

Die durch den Aufsichtsrat vorgenommene Ernennung der Gleichbehandlungsbeauftragten steht 

unter dem Vorbehalt, dass die Regulierungsbehörde ihre Zustimmung erteilt (§ 10e Abs. 3 S. 2 

EnWG). Eine Verweigerung der Zustimmung ist dabei nur in den in § 10e Abs. 3 S. 3 EnWG 

genannten Fällen möglich. Als Ablehnungsgründe sieht die Regelung allein die fehlende 

Unabhängigkeit oder fehlende fachliche Eignung der als Gleichbehandlungsbeauftragte 

vorgeschlagenen Person vor. Für die Beurteilung der Unabhängigkeit sind gemäß § 10e Abs. 2 

S. 3 EnWG die Maßstäbe des § 10c Abs. 1 bis 5 EnWG entsprechend heran zu ziehen.  

Die darin aufgezeigten Voraussetzungen für die Unabhängigkeit und für die fachliche Eignung 

der Person der Gleichbehandlungsbeauftragten liegen vor. Im Hinblick auf die geforderte 

Unabhängigkeit ist unter anderem durch die persönliche Erklärung und der vorgelegten Zusatz-

vereinbarung gewährleistet, dass Frau Gewehr als Gleichbehandlungsbeauftragte bei den 

beiden vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen, der Wintershall-Gruppe und der 

Gazprom export-Gruppe, oder einem seiner Teile, mit Ausnahme der Betroffenen selbst, weder 

angestellt ist noch mit diesen Interessen- oder Geschäftsbeziehungen unterhält. Ferner ist u.a 

bestimmt, dass Frau Gewehr als Gleichbehandlungsbeauftragte unmittelbar der Geschäftsfüh-

rung unterstellt und in dieser Funktion weisungsfrei ist. Sie ist berechtigt und verpflichtet, die 

gesetzlichen Pflichten und Rechte einer Gleichbehandlungsbeauftragten gemäß § 10e EnWG 

auszuüben. Dazu gilt, dass die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten als Gleichbehandlungs-

beauftragte uneingeschränkt Vorrang vor allen anderen Aufgaben und Funktionen hat, die die 

Gleichbehandlungsbeauftragte bei der Betroffenen wahrnimmt und dass die Betroffene ihr keine 

Aufgaben oder Funktionen überträgt, die im Widerspruch zu den Rechten und Pflichten als 

Gleichbehandlungsbeauftragte steht.  

Wegen der langjährigen Tätigkeit von Frau Gewehr als Referentin im Bereich des Regulie-

rungsmanagement stehen ihrer fachlichen Eignung keine Bedenken gegenüber. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erhoben 

werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikati-

on, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn einzureichen. Es genügt, wenn die 

Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Ceci-

lienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Barbie Kornelia Haller 

Vorsitzende  

Diana Harlinghausen 

Beisitzerin 

Dr. Antje Peters 

Beisitzerin 


	keine Lesezeichen vorhanden

